Deutscher Bundestag 
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07 . 12.2015 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 14. November 2012 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 

über die Zusammenarbeit im Bereich des Eisenbahnverkehrs 
über die deutsch-polnische Staatsgrenze 


A. Problem und Ziel 

Mit dem am 14. November 2012 Unterzeichneten Abkommen soli der 
deutsch-poinische Eisenbahnverkehr, unter besonderer Einbeziehung 
des grenznahen Verkehrs und des erleichterten Eisenbahndurchgangs- 
verkehrs, auf eine vertragliche Grundlage gestellt werden. Mit seiner 
Hiife wird der grenzüberschreitende Eisenbahnverkehr für die Eisen- 
bahnunternehmen beider Länder auf eine solide Rechtsgrundlage 
gestellt. 

B. Lösung 

Mit dem geplanten Gesetz sollen die Voraussetzungen nach Artikel 59 
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die Ratifizierung des Abkom- 
mens geschaffen werden. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand. 

Durch die Ausführung des Gesetzes entstehen keine unmittelbaren zu- 
sätzlichen Kosten für Bund, Länder und Kommunen. 
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E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
Kein Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
Kein Erfüllungsaufwand. 

E. 3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 
Kein Erfüllungsaufwand. 

F. Weitere Kosten 

Durch dieses Gesetz entstehen Kosten weder bei Wirtschaftsunter- 
nehmen, insbesondere nicht bei mittelständischen Unternehmen, noch 
bei den sozialen Sicherungssystemen. Auswirkungen auf Einzelpreise 
und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, 
sind nicht zu erwarten. 
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Buni)i-:suki*ubi.ik Dkutschi.and 



oirc BiJi\ni:sKA.Nz,i.ERiN 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident. 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 14. November 2012 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über die 
Zusammenarbeit im Bereich des Eisenbahnverkehrs über die deutsch- 
polnische Staatsgrenze 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur. 

Der Bundesrat hat in seiper 939. Sitzung am 27. November 2015 beschlossen, 
gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 14. November 2012 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 

über die Zusammenarbeit im Bereich des Eisenbahnverkehrs 
über die deutsch-polnische Staatsgrenze 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Berlin am 14. November 2012 Unterzeichneten Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über die Zusammen- 
arbeit im Bereich des Eisenbahnverkehrs über die deutsch-polnische Staats- 
grenze wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, 
Änderungen der Anlagen 1 und 2 des Abkommens gemäß Artikel 15 des 
Abkommens durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates in 
Kraft zu setzen. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 16 Absatz 1 in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzuwen- 
den, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Absatz 1 Satz 6 und 
Artikel 87e Absatz 5 Satz 1 des Grundgesetzes erforderlich, weil das Gesetz in 
Verbindung mit dem Abkommen bindende Verfahrensregelungen auch für die 
Eisenbahnverkehrsverwaltungen und Eisenbahnaufsichtsbehörden der Länder 
enthält und insoweit für abweichendes Landesrecht keinen Raum lässt und es 
Regelungen im Sinne des Artikels 87e Absatz 1 bis 4 des Grundgesetzes enthält. 
Die Zustimmung des Bundesrates ist ferner nach Artikel 80 Absatz 2 des Grund- 
gesetzes erforderlich, weil Verordnungen nach Artikel 2 des Gesetzes ohne 
Zustimmung des Bundesrates erlassen werden. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift ermächtigt das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infra- 
struktur, Vereinbarungen nach Artikel 15 des Abkommens zur Änderung der 
Anlagen des Abkommens durch den Erlass von Rechtsverordnungen ohne 
Zustimmung des Bundesrates in innerstaatliches Recht umzusetzen. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem das Abkommen nach seinem Artikel 16 
Absatz 1 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. Kosten entstehen durch das Gesetz weder bei Wirtschafts- 
unternehmen, insbesondere nicht bei mittelständischen Unternehmen, noch bei 
sozialen Sicherungssystemen. Vor diesem Hintergrund sind Auswirkungen auf 
die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis- 
niveau, nicht zu erwarten. Es werden keine Informationspflichten für die Bürger, 
die Wirtschaft oder die Verwaltung eingeführt. 

Die Managementregeln und Indikatoren der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
wurden geprüft. Das Gesetz stärkt den umweltverträglichen Verkehrsträger 
Schiene und dient einer nachhaltigen Entwicklung. Zu erwarten ist unter ande- 
rem eine Erhöhung des Anteils des Schienenverkehrs an der Güterbeförderungs- 
leistung zwischen Deutschland und Polen. Gleichstellungspolitische Auswirkun- 
gen sind nicht zu erwarten. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 

über die Zusammenarbeit im Bereich des Eisenbahnverkehrs 
über die deutsch-polnische Staatsgrenze 


Umowa 

migdzy Republik^ Federaln^ Niemiec 
a Rzecz^pospolit^ Polsk^ 
o wspötpracy w dziedzinie komunikacji kolejowej 
przez polsko-niemieck^ granicg pahstwow^ 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Polen, 

im Weiteren „Vertragsparteien“ genannt - 

in Übereinstimmung mit dem am 17. Juni 1991 in Bonn Unter- 
zeichneten Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen über gute Nachbarschaft und freund- 
schaftliche Zusammenarbeit, 

in dem Bestreben, den Eisenbahnverkehr über die deutsch- 
polnische Staatsgrenze weiter zu verbessern, 

mit dem Ziel, den Anteil des nachhaltigen Eisenbahnverkehrs 
an den Personen- und Güterbeförderungen zu steigern, 

in dem Wunsch, die wissenschaftlich-technische Zusammen- 
arbeit im Bereich des Eisenbahnverkehrs zu intensivieren, insbe- 
sondere bei der Standardisierung und Interoperabilität der Eisen- 
bahn, mit dem Ziel einer bestmöglichen Nutzung der 
Möglichkeiten, die das jeweilige innerstaatliche Recht und das 
Recht der Europäischen Union der Entwicklung des Eisenbahn- 
verkehrs in Europa bieten, 

in Anbetracht dessen, einen wesentlichen Beitrag zur Stärkung 
der Integration im Bereich des Eisenbahnverkehrs in den Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union zu leisten, 

unter Berücksichtigung der Grundsätze des internationalen 
Eisenbahnrechts - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Ziel des Abkommens 

(1) Jede Vertragspartei wird in Übereinstimmung mit den Vor- 
schriften des innerstaatlichen Rechts der jeweiligen Vertragspar- 
tei und des Rechts der Europäischen Union die erforderlichen 
Maßnahmen zur Erleichterung des Eisenbahnverkehrs über die 
gemeinsame Staatsgrenze treffen. 

(2) Die Vertragsparteien vereinbaren, dass sie im Rahmen der 
vorhandenen finanziellen Mittel gemeinsam abgestimmte Maß- 
nahmen zur Erhöhung der Qualität des Eisenbahnverkehrs über 
die gemeinsame Staatsgrenze ergreifen werden. 


Republika Federalna Niemiec 
i 

Rzeczpospolita Polska 
zwane dalej „Umawiajgcymi sig Stronami”, 

dziatajgc zgodnie z Traktatem migdzy Rzeczgpospolitg Polskg 
a Republik^ Federaing Niemiec o dobrym sgsiedztwie i przyja- 
znej wspötpracy, podpisanym w Bonn dnia 17 czerwca 1991 
roku, 

dgzgc do dalszego usprawniania komunikacji kolejowej przez 
polsko-niemieckg granicg pahstwowg, 

majgc na celu wzrost udziatu zröwnowazonego transportu ko- 
lejowego w przewozach osöb i rzeczy, 

dgzgc do intensyfikacji wspötpracy naukowo-technicznej w 
dziedzinie transportu kolejowego, szczegölnie w zakresie stan- 
daryzacji i interoperacyjnosci kolei, w celu jak najiepszego wy- 
korzystania moziiwosci, ktöre daje prawo wewngtrzne i prawo 
Unii Europejskiej dia rozwoju transportu kolejowego w Europie, 


majgc na uwadze wniesienie istotnego wktadu dIa wzmocnie- 
nia integracji w dziedzinie transportu kolejowego w pahstwach 
cztonkowskich Unii Europejskiej, 

biorgc pod uwagg zasady migdzynarodowego prawa kolejo- 
wego, 

uzgodnity, co nastgpuje: 

Artykut 1 
Cel Umowy 

1 . Kazda z Umawiajgcych sig Stron bgdzie podejmowac nie- 
zbgdne dziatania dia utatwienia komunikacji kolejowej przez 
wspölng granicg pahstwowg, zgodnie z przepisami prawa we- 
wngtrznego danej Umawiajgcej sig Strony i prawa Unii Europej- 
skiej. 

2. Umawiajgce sig Strony uzgadniajg, ze w ramach posiada- 
nych srodköw finansowych bgdg podejmowac wspölnie uzgod- 
nione dziatania, majgce na celu podniesienie jakosci komunikacji 
kolejowej przez wspölng granicg pahstwowg. 
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Artikel 2 

Gegenstand des Abkommens 

(1) Zur Verwirklichung der im Artikel 1 dieses Abkommens ge- 
nannten Ziele vereinbaren die Vertragsparteien folgende Grund- 
sätze der Zusammenarbeit: 

a) die Förderung von Maßnahmen, die das Ziel von Verfahrens- 
erleichterungen zur Durchführung des Eisenbahnverkehrs 
über die gemeinsame Staatsgrenze haben, 

b) die Förderung und Verstärkung der Zusammenarbeit aller am 
Eisenbahnverkehr über die gemeinsame Staatsgrenze Betei- 
ligten, 

c) die Ermöglichung des erleichterten Durchgangsverkehrs. 

(2) Dieses Abkommen findet keine Anwendung für den Eisen- 
bahnverkehr auf dem Streckenabschnitt zwischen der deutsch- 
polnischen Staatsgrenze und der polnisch-tschechischen 
Staatsgrenze der Strecke Zittau-Grottau (Hradek nad Nisou). 

(3) Die Vertragsparteien stellen fest, dass das am 25. Novem- 
ber 1971 in Warschau Unterzeichnete Abkommen zwischen der 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik und der Re- 
gierung der Volksrepublik Polen über die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet des grenzüberschreitenden Eisenbahnverkehrs mit 
Herstellung der Einheit Deutschlands am 3. Oktober 1990 erlo- 
schen ist. 

Artikel 3 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Abkommens haben die nachstehenden Be- 
griffe folgende Bedeutung: 

a) „Eisenbahnaufsichtsbehörden“ Behörden der staatlichen 
Verwaltung, die zur Überwachung der Sicherheit des Eisen- 
bahnverkehrs, Untersuchung von Eisenbahnunfällen, Aufsicht 
über den Betrieb und die Unterhaltung von Eisenbahnstre- 
cken, Aufsicht über den Betrieb von Schienenfahrzeugen so- 
wie als Kontrollbehörde zur Erteilung von Genehmigungen 
und zur Regulierung des Zugangs zur Eisenbahninfrastruktur 
gemäß Artikel 30 der Richtlinie 2001/14/EG des Europä- 
ischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2001 über 
die Zuweisung von Fahrwegkapazität der Eisenbahn, die Er- 
hebung von Entgelten für die Nutzung von Eisenbahninfra- 
struktur und die Sicherheitsbescheinigungen eingerichtet 
wurden, 

b) „Eisenbahnunternehmen“ wie definiert in Artikel 2 Buch- 
stabe k der Richtlinie 2001 /14/EG des Europäischen Parla- 
ments und des Rates vom 26. Februar 2001 über die Zuwei- 
sung von Fahrwegkapazität der Eisenbahn, die Erhebung von 
Entgelten für die Nutzung von Eisenbahninfrastruktur und 
die Sicherheitsbescheinigung: Jedes nach geltendem Ge- 
meinschaftsrecht zugelassene öffentlich-rechtliche oder pri- 
vate Unternehmen, dessen Haupttätigkeit im Erbringen von 
Eisenbahnverkehrsleistungen zur Beförderung von Gütern 
und/oder Personen besteht, wobei dieses Unternehmen die 
Traktion sicherstellen muss; dies schließt auch Unternehmen 
ein, die ausschließlich die Traktionsleistung erbringen, 

c) „Betreiber der Infrastruktur“ wie definiert in Artikel 2 Buch- 
stabe h der Richtlinie 2001 /14/EG des Europäischen Parla- 
ments und des Rates vom 26. Februar 2001 über die Zuwei- 
sung von Fahrwegkapazität der Eisenbahn, die Erhebung von 
Entgelten für die Nutzung von Eisenbahninfrastruktur und die 
Sicherheitsbescheinigung: Eine Einrichtung oder ein Unter- 
nehmen, die beziehungsweise das insbesondere für die Ein- 
richtung und Unterhaltung der Fahrwege der Eisenbahn zu- 
ständig ist. Dies kann auch den Betrieb der Steuerungs- und 
Sicherheitssysteme der Fahrwege einschließen. Mit den bei 
einem Netz oder einem Teilnetz wahrzunehmenden Aufgaben 
des Betreibers der Infrastruktur können verschiedene Einrich- 
tungen oder Unternehmen betraut werden. 


Artykut 2 

Przedmiot Umowy 

1 . Dia realizacji celöw wymienionych w artykule 1 niniejszej 
Umowy Umawiajgce sig Strony uzgadniajg nastgpujgce zasady 
wspötpracy: 

a) wspieranie dziatan majgcych na celu utatwienia proceduralne 
dia realizacji komunikacji kolejowej przez wspölng granicg 
panstwowg, 

b) wspieranie i wzmocnienie wspötpracy wszystkich uczestni- 
köw komunikacji kolejowej przez wspölng granicg pahstwo- 
wg, 

c) umoziiwienie tranzytu uprzywilejowanego. 

2. Umowa niniejsza nie ma zastosowania do komunikacji ko- 
lejowej na odcinku migdzy polsko-niemieckg granicg paristwowg 
a polsko-czeskg granicg pahstwowg linii Zittau - Hradek nad Ni- 
sou. 

3. Umawiajgce sig Strony stwierdzajg, ze Umowa migdzy 
Rzgdem Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej a Rzgdem Niemiec- 
kiej Republiki Demokratycznej o wspötpracy w dziedzinie komu- 
nikacji kolejowej przez granicg pahstwowg, podpisana w War- 
szawie dnia 25 listopada 1971 r., wygasta z chwilg zjednoczenia 
Niemiec dnia 3 pazdziernika 1990 r. 


Artykut 3 
Definicje 

W rozumieniu niniejszej Umowy nastgpujgce pojgcia oznacza- 

k- 

a) „organy nadzoru kolejowego” - organy administracji pan- 
stwowej, ktöre zostaty powotane w celu nadzoru nad bezpie- 
czeristwem ruchu kolejowego, badania wypadköw kolejo- 
wych, sprawowania nadzoru nad eksploatacjg i utrzymaniem 
linii kolejowych, nadzoru nad eksploatacjg pojazdöw kolejo- 
wych, oraz petnigce rolg organu kontrolnego w zakresie li- 
cencjonowania i regulacji dostgpu do infrastruktury kolejowej, 
zgodnie z artykutem 30 dyrektywy 2001/1 4/WE Parlamentu 
Europejskiego i Rady z dnia 26 lutego 2001 roku w sprawie 
alokacji zdolnosci przepustowej infrastruktury kolejowej i po- 
bierania optat za uzytkowanie infrastruktury kolejowej oraz 
przyznawania swiadectw bezpieczehstwa, 

b) „przedsigbiorstwo kolejowe” - zgodnie z definicjg w artyku- 
le 2 litera k dyrektywy 2001/1 4/WE Parlamentu Europejskiego 
i Rady z dnia 26 lutego 2001 roku w sprawie alokacji zdolno- 
sci przepustowej infrastruktury kolejowej i pobierania optat 
za uzytkowanie infrastruktury kolejowej oraz przyznawanie 
swiadectw bezpieczeristwa: kazde przedsigbiorstwo publicz- 
ne lub prywatne, koncesjonowane zgodnie ze stosowanym 
ustawodawstwem Wspölnoty, ktörego dziatalnosc podsta- 
wowa polega na swiadczeniu ustug w przewozie rzeczy i/lub 
osöb kolejg, przy wymaganiu, ze to przedsigbiorstwo musi 
zapewnic trakcjg; obejmuje to takze przedsigbiorstwo, ktöre 
zajmujg sig tylko zapewnianiem trakcji, 

c) „zarzgdca infrastruktury” - zgodnie z definicjg w artykule 2 li- 
tera h dyrektywy 2001/1 4/WE Parlamentu Europejskiego i 
Rady z dnia 26 lutego 2001 roku w sprawie alokacji zdolnosci 
przepustowej infrastruktury kolejowej i pobierania optat za 
uzytkowanie infrastruktury kolejowej oraz przyznawanie swia- 
dectw bezpieczehstwa: kazdy organ lub przedsigbiorstwo, 
ktöre jest odpowiedzialne w szczegölnosci za zatozenie i 
utrzymywanie infrastruktury kolejowej. Moze to röwniez obej- 
mowac zarzgdzanie systemami sterowania i bezpieczehstwa 
infrastruktury. Funkcje zarzgdcy infrastruktury na sieci lub 
czgsci sieci mogg byc przydzielone röznym organom lub 
przedsigbiorstwom. 
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d) „Systemwechselbahnhöfe“ die durch die Vertragsparteien in 
den Hoheitsgebieten der Vertragsparteien zur Durchführung 
des Eisenbahnverkehrs mit internationaler, regionaler oder 
lokaler Bedeutung über die gemeinsame Staatsgrenze fest- 
gelegten Bahnhöfe, auf oder zwischen denen ein Wechsel 
eines der rechtlichen, technischen oder betrieblichen Syste- 
me erfolgt, 

e) „Grenzbetriebsstrecke“ den Streckenabschnitt zwischen den 
durch die Vertragsparteien festgelegten Systemwechsel- 
bahnhöfen, auf dem Eisenbahnverkehr über die gemeinsame 
Staatsgrenze durchgeführt wird. Die Grenzbetriebsstrecke 
umfasst auch die Systemwechselbahnhöfe, 

f) „Eisenbahnverkehr über die gemeinsame Staatsgrenze“ den 
Eisenbahnverkehr über die deutsch-polnische Staatsgrenze, 
den Eisenbahnunternehmen auf der Grundlage von Geneh- 
migungen sowie anderen Bescheinigungen und Zulassungen 
nach dem jeweiligen innerstaatlichen Recht der Vertragspar- 
teien, dem Recht der Europäischen Union sowie anderen 
diesbezüglichen Vorschriften des internationalen Rechts 
durchführen, 

g) „erleichterter Durchgangsverkehr“ Eisenbahnverkehr auf 
einer die deutsch-polnische Staatsgrenze überschreitenden 
Eisenbahnstrecke zwischen Bahnhöfen, die im Hoheitsgebiet 
der einen Vertragspartei liegen, wobei der Durchgangsver- 
kehr auf einem bestimmten Abschnitt dieser Strecke über 
das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei stattfindet. Der 
Eisenbahnverkehr wird dabei nach erleichterten Bedingungen 
im Vergleich zu den allgemeinen Zulassungsregeln zum Ei- 
senbahnverkehr der Vertragspartei, über deren Hoheitsgebiet 
der Durchgangsverkehr erfolgt, durchgeführt, ohne dass ein 
Wechsel des Eisenbahnsystems in rechtlicher, technischer 
und betrieblicher Hinsicht erforderlich ist. 

Artikel 4 

Zusammenarbeit der Eisenbahnaufsichtsbehörden 

(1) Für die Aufsicht über den Eisenbahnverkehr und die 
Regulierung des Zugangs zur Eisenbahninfrastruktur im Sinne 
dieses Abkommens sind zuständig: 

a) der für Fragen des Eisenbahnverkehrs in der Republik Polen 
zuständige Minister, bei dem die unabhängige ständige 
Staatliche Kommission zur Untersuchung von Eisenbahnun- 
fällen eingerichtet ist, 

b) das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwick- 
lung für die Untersuchung gefährlicher Ereignisse im Eisen- 
bahnbetrieb in der Bundesrepublik Deutschland. Wenn diese 
Aufgabe in die Zuständigkeit des Eisenbahn-Bundesamtes 
oder der Behörden zur Untersuchung von Eisenbahnunfällen 
der Bundesländer fällt, stellt das Bundesministerium für Ver- 
kehr, Bau und Stadtentwicklung das Benehmen mit diesen 
Behörden her, 

c) der Präsident des Eisenbahnverkehrsamtes in der Republik 
Polen, 

d) das Eisenbahn-Bundesamt und die Bundesnetzagentur in 
der Bundesrepublik Deutschland. Wenn die Eisenbahnauf- 
sicht in die Zuständigkeit der Bundesländer fällt, stellt das 
Eisenbahn-Bundesamt das Benehmen mit den betroffenen 
Behörden der Bundesländer her. 

(2) Die Eisenbahnaufsichtsbehörden vertiefen die Zusammen- 
arbeit zur Förderung des Eisenbahnverkehrs über die gemeinsa- 
me Staatsgrenze und des erleichterten Durchgangsverkehrs. Die 
Eisenbahnaufsichtsbehörden tauschen Daten, Informationen und 
Entscheidungsgrundsätze aus. Diese Zusammenarbeit betrifft im 
Besonderen: 

a) die Durchführung von Untersuchungen bei Eisenbahnunfällen 
und Störungen des Eisenbahnverkehrs sowie die Erarbeitung 
von Maßnahmen zu deren Vermeidung, 


d) „stacje zmiany systemu” - ustalone przez Umawiajgce sig 
Strony stacje na terytoriach Umawiajgcych sig Stron dia re- 
alizacji komunikacji kolejowej o znaczeniu migdzynarodo- 
wym, regionainym lub lokainym przez wspölng granicg pah- 
stwowg, na ktörych lub pomigdzy ktörymi nastgpuje zmiana 
jednego z systemöw: prawnego, technicznego lub eksploata- 
cyjnego, 

e) „odcinek eksploatowany w ruchu granicznym” - odcinek po- 
migdzy ustalonymi przez Umawiajgce sig Strony stacjami 
zmiany systemu, na ktörym realizowana jest komunikacja ko- 
lejowa przez wspölng granicg paiistwowg. Odcinek eksplo- 
atowany w ruchu granicznym obejmuje röwniez stacje zmia- 
ny systemu, 

f) „przewozy kolejowe przez wspölng granicg paristwowg” - 
komunikacja kolejowa przez polsko-niemieckg granicg pah- 
stwowg realizowana przez przedsigbiorstwa kolejowe na 
podstawie licencji oraz innych certyfikatöw i dopuszczeii 
zgodnie z prawem wewngtrznym Umawiajgcych sig Stron, 
prawem Unii Europejskiej oraz innymi odpowiednimi przepi- 
sami prawa migdzynarodowego, 

g) „tranzyt uprzywilejowany” - komunikacja kolejowa na linii ko- 
lejowej przekraczajgcej polsko-niemieckg granicg pahstwowg 
pomigdzy stacjami lezgcymi na terytorium jednej Umawiajg- 
cej sig Strony, przy czym na okreslonym odcinku tej linii od- 
bywa sig przejazd tranzytowy przez terytorium drugiej Uma- 
wiajgcej sig Strony. Komunikacja kolejowa realizowana jest 
przy tym na warunkach uproszczonych w stosunku do ogöl- 
nych zasad dopuszczenia do ruchu kolejowego tej Umawia- 
jgcej sig Strony, przez ktörej terytorium odbywa sig tranzyt, 
bez potrzeby zmiany systemu kolejowego pod wzglgdem 
prawnym, technicznym i eksploatacyjnym. 


Artykut 4 

Wspötpraca organöw nadzoru kolejowego 

1 . W zakresie nadzoru nad ruchem kolejowym i regulacji do- 
stgpu do infrastruktury kolejowej w rozumieniu niniejszej Umowy 
wtasciwi sg: 

a) minister wtasciwy do spraw transportu kolejowego w Rze- 
czypospolitej Polskiej, przy ktörym dziata niezalezna stata 
Pahstwowa Komisja Badania Wypadköw Kolejowych, 

b) Federalne Ministerstwo Transportu, Budownictwa i Rozwoju 
Miast w zakresie badania niebezpiecznych wydarzeh w ruchu 
kolejowym w Republice Federalnej Niemiec. Jezeli zadanie 
to lezy w zakresie wtasciwosci Federalnego Urzgdu Kolejo- 
wego lub organöw badania wypadköw kolejowych krajöw 
zwigzkowych, Federalne Ministerstwo Transportu, Budow- 
nictwa i Rozwoju Miast porozumiewa sig z tymi organami, 

c) Prezes Urzgdu Transportu Kolejowego w Rzeczypospolitej 
Polskiej, 

d) Federalny Urzgd Kolejowy i Federalna Agencja Sieci w Re- 
publice Federalnej Niemiec. Jezeli nadzör kolejowy lezy w za- 
kresie wtasciwosci krajöw zwigzkowych, Federalny Urzgd 
Kolejowy porozumiewa sig z zainteresowanymi organami kra- 
jöw zwigzkowych. 

2. Organy nadzoru kolejowego pogtgbiajg wspötpracg majgc 
na celu wspieranie przewozöw kolejowych przez wspölng grani- 
cg pahstwowg i tranzytu uprzywilejowanego. Organy nadzoru 
kolejowego wymieniajg dane, informacje i zasady podejmowania 
decyzji. Wspötpraca ta dotyczy w szczegölnosci: 

a) prowadzenia badaii wypadköw kolejowych i innych zaktöcen 
ruchu kolejowego oraz opracowania srodköw w celu zapo- 
biegania im, 
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b) Fragestellungen Im Rahmen der Elsenbahnaufsicht über den 
Betrieb und die Unterhaltung der Eisenbahninfrastrukturen 
sowie der Schienenfahrzeuge, 

c) Fragestellungen im Zusammenhang mit der Erteilung von 
Genehmigungen gemäß der Richtlinie 95/18/EG des Rates 
vom 19. Juni 1995 über die Erteilung von Genehmigungen an 
Eisenbahnunternehmen oder eines diese Richtlinie ergänzen- 
den oder ersetzenden Rechtsakts, 

d) Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit des Eisenbahn- 
verkehrs, insbesondere bei der Erteilung von Sicherheitsbe- 
scheinigungen an Eisenbahnunternehmen auf der Grundlage 
der Vorschriften des innerstaatlichen Rechts der jeweiligen 
Vertragspartei sowie gemäß der Richtlinie 2004/49/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 
über Eisenbahnsicherheit in der Gemeinschaft und zur Ände- 
rung der Richtlinie 95/18/EG des Rates über die Erteilung von 
Genehmigungen an Eisenbahnunternehmen und der Richt- 
linie 2001/14/EG über die Zuweisung von Fahrwegkapazität 
der Eisenbahn, die Erhebung von Entgelten für die Nutzung 
von Eisenbahninfrastruktur und die Sicherheitsbescheinigung 
oder eines diese Richtlinie ergänzenden oder ersetzenden 
Rechtsakts, 

e) Maßnahmen im Bereich der Interoperabilität der Eisenbahn- 
systeme auf der Grundlage des innerstaatlichen Rechts der 
jeweiligen Vertragspartei sowie des Rechts der Europäischen 
Union, 

f) zusätzliche Maßnahmen zur Erleichterung des Eisenbahnver- 
kehrs durch eine gegenseitige Anerkennung der Zulassung 
von Schienenfahrzeugen, der Fahrerlaubnisse für Triebfahr- 
zeugführer und der Befähigungen des sonstigen Eisenbahn- 
personals, 

g) die Aufsicht über den diskriminierungsfreien Zugang zu der 
Eisenbahninfrastruktur im Floheitsgebiet jeder Vertrags- 
partei, 

h) Schutz der Fahrgastrechte und Durchsetzung der Vor- 
schriften gemäß Artikel 30 und 31 der Verordnung (EG) 
Nr. 1371/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23. Oktober 2007 über die Rechte und Pflichten der 
Fahrgäste im Eisenbahnverkehr. 

Artikel 5 

Zusammenarbeit im 

Eisenbahnverkehr über die gemeinsame 
Staatsgrenze mit regionaler und lokaler Bedeutung 

Hinsichtlich der Regelung der Einzelheiten der Zusammenar- 
beit im Eisenbahnverkehr über die gemeinsame Staatsgrenze mit 
regionaler und lokaler Bedeutung schließen die zuständigen Stel- 
len der Vertragsparteien entsprechende Vereinbarungen gemäß 
den in der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 über öffent- 
liche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur 
Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) 
Nr. 1 1 07/70 des Rates festgelegten Grundsätzen oder eines die- 
se Verordnung ergänzenden oder ersetzenden Rechtsakts. 

Artikel 6 

Zusammenarbeit der Betreiber der Infrastruktur 

Die Betreiber der Infrastruktur im jeweiligen Hoheitsgebiet der 
Vertragsparteien können Vereinbarungen zur Durchführung des 
Eisenbahnverkehrs über die gemeinsame Staatsgrenze schlie- 
ßen, insbesondere über: 

a) die Ermöglichung der Interoperabilität der Eisenbahnsysteme 
und die bestmögliche Verbindung der Eisenbahnnetze und 
-strecken an der gemeinsamen Staatsgrenze, 

b) die Zusammenarbeit bei der Vergabe von Zugtrassen unter 
Berücksichtigung der Erleichterungen des Eisenbahnverkehrs 
über die gemeinsame Staatsgrenze und des erleichterten 
Durchgangsverkehrs, 


b) zagadnieri wystgpujgcych w ramach nadzoru kolejowego nad 
eksploatacjg oraz utrzymaniem Infrastruktur kolejowych i po- 
jazdöw kolejowych, 

c) zagadnien zwigzanych z udzielaniem licencji zgodnie z dy- 
rektywg Rady 95/1 8/WE z dnia 19 czerwca 1995 roku w 
sprawie wydawania licencji przedsipbiorstwom kolejowym 
lub innym aktem prawnym uzupetniajgcym lub zastgpujgcym 
tg dyrektywg, 

d) dziatan majgcych na celu poprawg bezpieczehstwa ruchu ko- 
lejowego, w szczegölnosci przy udzielaniu certyfikatöw bez- 
pieczehstwa przedsigbiorstwom kolejowym na podstawie 
przepisöw prawa wewngtrznego kazdej z Umawiajgcych sig 
Stron oraz zgodnie z dyrektywg Parlamentu Europejskiego i 
Rady 2004/49/WE z dnia 29 kwietnia 2004 roku w sprawie 
bezpieczehstwa kolei wspölnotowych oraz zmieniajgca dy- 
rektywg Rady 95/1 8/WE w sprawie przyznawania licencji 
przedsigbiorstwom kolejowym, oraz dyrektywg 2001/14/WE 
w sprawie alokacji zdolnosci przepustowej infrastruktury ko- 
lejowej i pobierania optat za uzytkowanie infrastruktury kole- 
jowej oraz certyfikacjg w zakresie bezpieczehstwa lub innym 
aktem prawnym uzupefniajgcym lub zastgpujgcym tg dyrek- 
tywg, 

e) dziafah w zakresie interoperacyjnosci systemöw kolejowych 
na podstawie prawa wewngtrznego kazdej z Umawiajgcych 
sig Stron oraz prawa Unii Europejskiej, 

f) dodatkowych dziafah majgcych na celu ufatwienie przewo- 
zöw kolejowych poprzez wzajemne uznawanie dopuszczenia 
pojazdöw kolejowych, licencji maszynistöw pojazdöw trak- 
cyjnych i kwalifikacji innych pracowniköw kolejowych, 

g) nadzoru nad woinym od dyskryminacji dostgpem do infra- 
struktury kolejowej naterytorium kazdej z Umawiajgcych sig 
Stron, 

h) ochrony praw pasazera i egzekwowania przepisöw zgodnie 
z artykufami 30 i 31 rozporzgdzenia (WE) nr 1371/2007 Par- 
lamentu Europejskiego i Rady z dnia 23 pazdziernika 2007 
roku dotyczgcego praw i obowigzköw pasazeröw w ruchu 
kolejowym. 

Artykut 5 
Wspötpraca w 

przewozach kolejowych o znaczeniu 
regionainym i lokainym przez wspöln^ granicg pahstwowq 

Wfasciwe jednostki Umawiajgcych sig Stron zawierajg odpo- 
wiednie porozumienia odnosnie regulacji szczegötöw wspötpracy 
w przewozach kolejowych o znaczeniu regionainym i lokainym 
przez wspölng granicg pahstwowg zgodnie z zasadami okreslo- 
nymi w rozporzgdzeniu (WE) nr 1370/2007 Parlamentu Europej- 
skiego i Rady z dnia 23 pazdziernika 2007 roku dotyczgcym 
ustug publicznych w zakresie kolejowego i drogowego transpor- 
tu pasazerskiego oraz uchylajgcym rozporzgdzenia Rady (EWG) 
nr 1 191/69 i (EWG) nr 1107/70 lub w innym akcie prawnym uzu- 
petniajgcym lub zastgpujgcym to rozporzgdzenie. 

Artykut 6 

Wspötpraca zarzqdcöw infrastruktury 

Zarzgdcy infrastruktury dziatajgcy na terytorium kazdej z Uma- 
wiajgcych sig Stron mogg zawierac porozumienia w celu realiza- 
cji ruchu kolejowego przez wspölng granicg pahstwowg, doty- 
czgce w szczegölnosci: 

a) umoziiwienia interoperacyjnosci systemöw kolejowych oraz 
moziiwie najiepszego pofgczenia sieci i linii kolejowych na 
wspölnej granicy pahstwowej, 

b) wspötpracy w zakresie przyznawania tras dia pociggöw, ma- 
jgc na wzglgdzie utatwienia w przewozach kolejowych przez 
wspölng granicg pahstwowg i w tranzycie uprzywilejowanym. 
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c) die detaillierten Grundsätze des Betriebs auf den Grenz- 
betriebsstrecken und im erleichterten Durchgangsverkehr 
einschließlich gemeinsamer Vorschläge zur Festlegung der 
Systemwechselbahnhöfe, 

d) die Vorgehensweise bei Eisenbahnunfällen und anderen 
Störungen des Eisenbahnverkehrs. 

Artikel 7 

Zusammenarbeit der Eisenbahnunternehmen 

(1) In Übereinstimmung mit den geltenden Vorschriften des 
innerstaatlichen Rechts der jeweiligen Vertragspartei und des 
Rechts der Europäischen Union können Eisenbahnunternehmen 
Eisenbahnverkehr über die gemeinsame Staatsgrenze mit inter- 
nationaler, regionaler oder lokaler Bedeutung durchführen. 

(2) Die Eisenbahnunternehmen können zusätzliche Vereinba- 
rungen zur Durchführung der Bestimmungen dieses Abkommens 
treffen, insbesondere über: 

a) die Zusammenarbeit bei der Durchführung und Erleichterung 
des Eisenbahnverkehrs über die gemeinsame Staatsgrenze 
mit internationaler, regionaler oder lokaler Bedeutung, 

b) die detaillierten Grundsätze der Vorgehensweise bei Eisen- 
bahnunfällen und anderen Störungen im Eisenbahnverkehr, 

c) die detaillierten Grundsätze der Zusammenarbeit auf den 
Grenzbetriebsstrecken. 

Artikel 8 

Eisenbahnverkehr über die gemeinsame Staatsgrenze 

(1) Der Eisenbahnverkehr über die gemeinsame Staatsgrenze 
wird auf der Grundlage des in der Anlage 1 dieses Abkommens 
festgelegten Verzeichnisses der Grenzbetriebsstrecken unter 
Einhaltung des Rechts der Europäischen Union durchgeführt. 

(2) Darüber hinaus vereinbaren die Vertragsparteien die Mög- 
lichkeit der Durchführung des Eisenbahnverkehrs auf den Grenz- 
betriebsstrecken auf der Grundlage des innerstaatlichen Rechts 
der jeweils anderen Vertragspartei unter Berücksichtigung der 
technischen und betrieblichen Erfordernisse der Betreiber der In- 
frastruktur. 

Artikel 9 

Erleichterter Durchgangsverkehr 

(1) Im erleichterten Durchgangsverkehr wird das Recht der 
Vertragspartei angewandt, in deren Hoheitsgebiet die Beförde- 
rung beginnt und endet. Diese Bestimmung berührt nicht das je- 
weils geltende innerstaatliche Steuerrecht der Vertragsparteien 
und das Abkommen vom 14. Mai 2003 zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und der Republik Polen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkom- 
men und vom Vermögen in seiner jeweils geltenden Fassung, 
oder ein dieses Abkommen ergänzendes oder ersetzendes Ab- 
kommen. 

(2) Der erleichterte Durchgangsverkehr wird auf den in der An- 
lage 2 dieses Abkommens festgelegten Abschnitten der Eisen- 
bahnstrecken durchgeführt. 

(3) Jede Vertragspartei kann nach vorheriger schriftlicher Un- 
terrichtung der anderen Vertragspartei den erleichterten Durch- 
gangsverkehr zeitweise insgesamt oder teilweise einstellen, 
wenn dies die Sicherheit des Eisenbahnverkehrs erfordert. In 
dringenden Fällen ist die mündliche Unterrichtung der anderen 
Vertragspartei zulässig, die die mitteilende Vertragspartei zusätz- 
lich umgehend in schriftlicher Form bestätigt. 

(4) Die detaillierten Grundsätze des erleichterten Durchgangs- 
verkehrs können in einer Vereinbarung zwischen den zuständi- 
gen Betreibern der Infrastruktur festgelegt werden. 


c) szczegötowych zasad eksploatacji na odcinkach eksploato- 
wanych w ruchu granicznym i w tranzycie uprzywilejowanym, 
w tym wspölnych propozycji ustalenia stacji zmiany systemu, 

d) postgpowania w przypadku wypadköw kolejowych i innych 
zaktöcen ruchu kolejowego. 

Artykut 7 

Wspötpraca przedsi^biorstw kolejowych 

1 . Zgodnie z obowigzujgcymi przepisami prawa wewngtrzne- 
go danej Umawiajgcej sig Strony oraz prawa Unii Europejskiej 
przedsigbiorstwa kolejowe mogg wykonywac przewozy kolejowe 
o znaczeniu migdzynarodowym, regionainym lub lokainym przez 
wspölng granicg pahstwowg. 

2. Przedsigbiorstwa kolejowe mogg zawierac dodatkowe po- 
rozumienia w celu realizacji postanowien niniejszej Umowy, w 
szczegölnosci w sprawach: 

a) dotyczgcych wspötpracy w zakresie realizacji i utatwienia 
przewozöw o znaczeniu migdzynarodowym, regionainym lub 
lokainym przez wspölng granicg pahstwowg, 

b) szczegötowych zasad postgpowania w przypadku wypad- 
köw kolejowych i innych zaktöcen ruchu kolejowego, 

c) szczegötowych zasad wspötpracy na odcinkach eksploato- 
wanych w ruchu granicznym. 

Artykut 8 

Przewozy kolejowe przez wspölng granicg paiistwowg 

1 . Przewozy kolejowe przez wspölng granicg pahstwowg na 
odcinkach ekspioatowanych w ruchu granicznym okreslonych w 
wykazie przedstawionym w Zatgczniku 1 do niniejszej Umowy sg 
realizowane z zachowaniem prawa Unii Europejskiej. 

2. Na odcinkach ekspioatowanych w ruchu granicznym Uma- 
wiajgce sig Strony uzgadniajg ponadto moziiwosc realizacji prze- 
wozöw kolejowych na podstawie prawa wewngtrznego drugiej z 
Umawiajgcych sig Stron z uwzglgdnieniem wymogöw technicz- 
nych i eksploatacyjnych zarzgdcöw infrastruktury. 


Artykut 9 

Tranzyt uprzywilejowany 

1 . W tranzycie uprzywilejowanym stosuje sig prawo tej Uma- 
wiajgcej sig Strony, na ktörej terytorium rozpoczyna sig i kohczy 
przewöz. Niniejsze postanowienie nie narusza obowigzujgcego 
wewngtrznego prawa podatkowego Umawiajgcych sig Stron 
oraz Umowy migdzy Rzeczgpospolitg Polskg a Republikg Fede- 
ralng Niemiec w sprawie unikania podwöjnego opodatkowania 
w zakresie podatköw od dochodu i od majgtku podpisanej w 
Berlinie dnia 14 maja 2003 roku zgodnie z jej aktualnie obowig- 
zujgcym brzmieniem lub umowy uzupetniajgcej albo zastgpujgcej 
tg umowg. 

2. Tranzyt uprzywilejowany odbywa sig na odcinkach linii ko- 
lejowych okreslonych w Zatgczniku 2 do niniejszej Umowy. 

3. Kazda Umawiajgca sig Strona po uprzednim pisemnym po- 
informowaniu drugiej Umawiajgcej sig Strony moze okresowo 
catkowicie lub czgsciowo wstrzymac tranzyt uprzywilejowany, 
jesli wymaga tego bezpieczehstwo ruchu kolejowego. W nagtych 
przypadkach dopuszcza sig ustne powiadomienie drugiej Uma- 
wiajgcej sig Strony, ktöre Strona powiadamiajgca dodatkowo 
niezwtocznie potwierdza w formie pisemnej. 

4. Szczegötowe zasady dotyczgce tranzytu uprzywilejowane- 
go mogg byc okreslone w porozumieniu zawartym migdzy wta- 
sciwymi zarzgdcami infrastruktury. 
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Artikel 10 

Vorübergehende Wiedereinführung von Grenzkontrollen 

Im Falle der vorübergehenden Wiedereinführung von Grenz- 
kontrollen nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 562/2006 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 
über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Gren- 
zen durch Personen (Schengener Grenzkodex) oder eines diese 
Verordnung ergänzenden oder ersetzenden Rechtsaktes gelten 
folgende Grundsätze: 

a) Die Aufenthaltszeit der Züge in den Systemwechselbahnhö- 
fen legen die Eisenbahnunternehmen und die Betreiber der 
Infrastruktur unter Berücksichtigung der Erfordernisse, die für 
die Durchführung der Grenzabfertigung benötigt werden, 
fest. 

b) Sofern ein Grenzübergangszwang angeordnet ist, ist es den 
Reisenden im erleichterten Durchgangsverkehr nicht gestat- 
tet, ein- und auszusteigen. Die Eisenbahnunternehmen sind 
verpflichtet, Zuwiderhandlungen gegen dieses Verbot entge- 
genzuwirken. Bei Nichteinhaltung des Verbotes sind die zu- 
ständigen Grenzbehörden umgehend zu verständigen. 

c) Hat ein Zug im erleichterten Durchgangsverkehr einen un- 
vorhergesehenen Halt, so ist das Eisenbahnunternehmen 
verpflichtet, umgehend die zuständigen Grenzbehörden zu 
informieren. 

Artikel 1 1 

Aufenthalt und Rücknahme von 
natürlichen Personen, die Dienstleistungen im 

Eisenbahnverkehr erbringen oder von Mitarbeitern der 
Eisenbahnunternehmen und der Betreiber der Infrastruktur 

Für den Aufenthalt natürlicher Personen, die Dienstleistungen 
im Eisenbahnverkehr erbringen oder die Mitarbeiter der Eisen- 
bahnunternehmen und der Betreiber der Infrastruktur sind, finden 
das im Hoheitsgebiet der zuständigen Vertragspartei geltende 
Aufenthaltsrecht sowie die Bestimmungen des Übereinkommens 
zwischen den Regierungen des Königsreiches Belgien, der 
Bundesrepublik Deutschland, der Französischen Republik, der 
Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 
Königreiches der Niederlande und der Republik Polen betreffend 
die Rücknahme von Personen mit unbefugtem Aufenthalt vom 
29. März 1991 Anwendung. 

Artikel 12 
Datenschutz 

Unter Beachtung des innerstaatlichen Rechts jeder Vertrags- 
partei erfolgen Übermittlung und Verwendung von personenbe- 
zogenen Daten, im Weiteren Daten genannt, im Rahmen dieses 
Abkommens nach Maßgabe folgender Bestimmungen: 

a) Die empfangende Stelle unterrichtet die übermittelnde Stelle 
der anderen Vertragspartei auf Ersuchen über die Verwen- 
dung der übermittelten Daten und über die dadurch erzielten 
Ergebnisse. 

b) Die Verwendung der Daten durch die empfangende Stelle ist 
nur zu den in diesem Abkommen bezeichneten Zwecken und 
zu den durch die übermittelnde Stelle vorgegebenen Bedin- 
gungen zulässig. Die Verwendung ist darüber hinaus zulässig 
zur Verhütung und Verfolgung von Straftaten von erheblicher 
Bedeutung sowie zum Zwecke der Abwehr von erheblichen 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit. 

c) Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermittlung 
verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem jewei- 
ligen innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsverbote 
zu beachten. Die Übermittlung der Daten unterbleibt, wenn 
die übermittelnde Stelle Grund zur Annahme hat, dass da- 
durch gegen den Zweck eines innerstaatlichen Gesetzes ver- 
stoßen würde oder schutzwürdige Interessen der betroffenen 


ArtykutIO 

Tymczasowe przywröcenie kontroli granicznych 

W przypadku tymczasowego przywröcenia kontroli granicz- 
nych zgodnie z rozporzgdzeniem (WE) nr 562/2006 Parlamentu 
Europejskiego i Rady z dnia 15 marca 2006 roku ustanawiajgcym 
wspölnotowy kodeks zasad regulujgcych przeptyw osöb przez 
granice (kodeks graniczny Schengen) lub innym aktem prawnym 
uzupetniajgcym lub zastgpujgcym to rozporzgdzenie przyjmuje 
sig nastgpujgce zasady: 

a) czas postoju pociggöw na stacjach zmiany systemu ustalajg 
przedsigbiorstwa kolejowe i zarzgdcy infrastruktury z 
uwzglgdnieniem wymogöw niezbgdnych dia dokonania od- 
prawy granicznej, 

b) o ile zarzgdzone jest wprowadzenie przejsc granicznych, w 
tranzycie uprzywilejowanym niedozwolone jest wsiadanie i 
wysiadanie podröznych. Przedsigbiorstwa kolejowe sg zobo- 
wigzane przeciwdziatac naruszaniu tego zakazu. W przypad- 
ku nie przestrzegania tego zakazu nalezy niezwtocznie poin- 
formowac wtasciwe organy graniczne, 

c) jesli pocigg w tranzycie uprzywilejowanym ma nieprzewidzia- 
ny postöj, wöwczas przedsigbiorstwo kolejowe jest zobowig- 
zane niezwtocznie poinformowac wtasciwe organy graniczne. 


Artykut 1 1 

Pobyt i przyj^cie z powrotem 
osöb fizycznych swiadczgcych ustugi w 
przewozach kolejowych lub b^dgcych pracownikami 
przedsi^biorstw kolejowych i zarzgdcöw infrastruktury 

Do pobytu osöb fizycznych swiadczgcych ustugi w przewo- 
zach kolejowych lub bgdgcych pracownikami przedsigbiorstw 
kolejowych i zarzgdcöw infrastruktury stosuje sig prawo pobytu 
obowigzujgce na terytorium wtasciwej Umawiajgcej sig Strony 
oraz postanowienia Porozumienia migdzy Rzgdami Rzeczypo- 
spolitej Polskiej, Krölestwa Belgii, Republik! Federalnej Niemiec, 
Republik! Francuskiej, Republik! Wtoskiej, Wielkiego Ksigstwa 
Luksemburga i Krölestwa Holandii o przyjmowaniu osöb przeby- 
wajgcych bez zezwolenia, sporzgdzonego w Brukseli dnia 
29 marca 1991 roku. 

Artykut 12 

Ochrona danych osobowych 

Przekazywanie i wykorzystanie danych osobowych, zwanych 
dalej danymi, w ramach niniejszej Umowy odbywa sig z uwzglgd- 
nieniem prawa wewngtrznego kazdej z Ümawiajgcych sig Stron, 
zgodnie z nastgpujgcymi postanowieniami: 

a) jednostka otrzymujgca dane informuje na wniosek jednostkg 
przekazujgcg drugiej Umawiajgcej sig Strony o wykorzystaniu 
przekazanych danych i o osiggnigtych w zwigzku z tym wy- 
nikach; 

b) wykorzystanie danych przez jednostkg otrzymujgcg dozwo- 
lone jest tylko do celöw okreslonych w niniejszej Umowie i 
na warunkach podanych przez jednostkg przekazujgcg. Po- 
nadto ich wykorzystanie dozwolone jest dia zapobiegania po- 
waznym przestgpstwom i dia ich scigania oraz w celu obrony 
przed powaznymi zagrozeniami bezpieczehstwa publiczne- 
go; 

c) jednostka przekazujgca ma obowigzek zwracac uwagg na 
prawidtowosc przekazywanych danych oraz koniecznosc i 
wspötmiernosc odpowiednio do zamierzonego celu ich prze- 
kazania. Nalezy przy tym uwzglgdniac zakazy przekazywania 
danych obowigzujgce zgodnie z odpowiednim prawem we- 
wngtrznym. Nie przekazuje sig danych, gdy jednostka prze- 
kazujgca ma podstawy przypuszczac, ze bytoby to sprzeczne 
z celem prawa wewngtrznego lub naruszytoby chronione in- 
teresy zainteresowanych osöb. W wypadku przekazania nie- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


-13- 


Drucksache 18/6931 


Personen beeinträchtigt würden. Erweist sich, dass unrich- 
tige Daten oder Daten, die nicht übermittelt werden durften, 
übermittelt worden sind, so ist dies der empfangenden Stelle 
unverzüglich mitzuteilen. Sie ist verpflichtet, die Daten unver- 
züglich zu berichtigen oder zu löschen. 

d) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person vor- 
handenen Daten sowie über ihren vorgesehenen Verwen- 
dungszweck Auskunft zu erteilen. Die Erteilung einer solchen 
Auskunft kann verweigert werden, wenn das Interesse des 
Staates, die Auskunft nicht zu erteilen, das Interesse des An- 
tragstellers überwiegt. Im Übrigen richtet sich das Recht des 
Betroffenen auf Auskunftserteilung nach dem innerstaat- 
lichen Recht der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet die 
Auskunft beantragt wird. 

e) Die übermittelnde Stelle weist bei der Übermittlung der Daten 
auf die nach ihrem innerstaatlichen Recht vorgesehenen Fris- 
ten für die Aufbewahrung dieser Daten hin, nach deren Ablauf 
sie gelöscht werden müssen. Unabhängig von diesen Fristen 
sind die übermittelten Daten zu löschen, sobald sie für den 
Zweck, für den sie übermittelt worden sind, nicht mehr erfor- 
derlich sind. 

f) Die übermittelnde und die empfangende Stelle stellen sicher, 
dass jede Übermittlung und jeder Empfang der Daten akten- 
kundig gemacht wird. 

g) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, die übermittelten Daten wirksam gegen unbefugten Zu- 
gang, unbefugte Veränderung und unbefugte Bekanntgabe 
zu schützen. 

Artikel 13 

Gemeinsame Arbeitsgruppe 

(1 ) Es wird eine deutsch-polnische Gemeinsame Arbeitsgrup- 
pe eingerichtet, deren Aufgabe es insbesondere ist, Fragen zur 
Auslegung und Anwendung dieses Abkommens zu klären sowie 
Vorschläge zur Änderung dieses Abkommens und seiner Anla- 
gen zu unterbreiten. 

(2) Die Gemeinsame Arbeitsgruppe besteht aus zwei Vorsit- 
zenden, die von den für den Verkehr zuständigen Ministern der 
Vertragsparteien benannt werden. Bei Bedarf kann jeder der 
Vorsitzenden Vertreter der zuständigen Behörden, der Betreiber 
der Infrastruktur und der Eisenbahnunternehmen sowie andere 
Experten zur Sitzung der Gemeinsamen Arbeitsgruppe einladen. 

(3) Jeder Vorsitzende der Gemeinsamen Arbeitsgruppe kann 
eine Sitzung einberufen, indem er einen Antrag an den anderen 
Vorsitzenden stellt. Die Sitzung soll innerhalb eines Monats nach 
Eingang des Antrags stattfinden. 

(4) Die Gemeinsame Arbeitsgruppe trifft Entscheidungen ein- 
vernehmlich. 

Artikel 14 

Lösung von Meinungsverschiedenheiten 

(1) Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung oder An- 
wendung dieses Abkommens werden durch die Gemeinsame 
Arbeitsgruppe nach Artikel 13 gelöst. 

(2) Wird ein Einvernehmen nach Absatz 1 nicht erreicht, wird 
die Meinungsverschiedenheit auf diplomatischem Weg gelöst. 


Artikel 15 

Änderungen der Anlagen 

Anlage 1 und Anlage 2 dieses Abkommens können im Wege 
einer schriftlichen Vereinbarung der für den Verkehr zuständigen 
Minister der Vertragsparteien geändert werden. 


wtasciwych danych lub danych, ktörych nie woino byto prze- 
kazywac, nalezy bezzwtocznie poinformowac jednostkg 
otrzymujgcg. Jest ona zobowigzana niezwtocznie dane te po- 
prawic lub usungc; 

d) na wniosek zainteresowanej osoby nalezy jg poinformowac 
o posiadanych danych, ktöre jej dotyczg, oraz o przewidy- 
wanym celu ich wykorzystania. Mozna odmöwic udzielenia 
takiej informacji, jesli interes patistwowy zwigzany z nieudzie- 
leniem informacji przewaza nad interesem wnioskodawcy. 
Poza tym prawo zainteresowanej osoby do otrzymania infor- 
macji zgodne jest z prawem wewngtrznym tej Umawiajgcej 
sig Strony, na ktörej terytorium sktada sig wniosek o informa- 

cj§; 

e) jednostka przekazujgca, przy przekazywaniu danych, podaje 
przewidziane w prawie wewngtrznym terminy ich przecho- 
wywania, po uptywie ktörych muszg one byc usunigte. Nie- 
zaleznie od tych terminöw nalezy usungc przekazane dane, 
gdy nie sg juz potrzebne do celu, dia ktörego zostaty prze- 
kazane; 

f) jednostka przekazujgca i jednostka otrzymujgca zapewniajg 
zarejestrowanie kazdego przekazania i kazdego otrzymania 
danych; 

g) jednostka przekazujgca i jednostka otrzymujgca majg obo- 
wigzek chronic skutecznie przekazane dane przed nieupraw- 
nionym dostgpem, nieuprawniong zmiang i nieuprawnionym 
podaniem do wiadomosci. 

Artykut 13 

Wspölna Grupa Robocza 

1 . Tworzy sig polsko-niemieckg Wspölng Grupg Roboczg, 
ktörej zadaniem jest w szczegölnosci wyjasnianie kwestii zwig- 
zanych z interpretacjg i stosowaniem niniejszej Umowy oraz 
przedstawianie propozycji zmian niniejszej Umowy i jej Zatgcz- 
niköw. 

2. Wspölna Grupa Robocza sktada sig z dwöch przewodni- 
czgcych wyznaczonych odpowiednio przez ministröw wtasci- 
wych do spraw transportu Umawiajgcych sig Stron. W razie po- 
trzeby kazdy z przewodniczgcych moze zapraszac na 
posiedzenie Wspölnej Grupy Roboczej przedstawicieli wtasci- 
wych organöw, zarzgdcöw infrastruktury i przedsigbiorstw kole- 
jowych oraz innych ekspertöw. 

3. Kazdy z przewodniczgcych Wspölnej Grupy Roboczej 
moze zwotac posiedzenie sktadajgc wniosek do drugiego prze- 
wodniczgcego. Posiedzenie powinno odbyc sig w ciggu miesig- 
ca od otrzymania wniosku. 

4. Wspölna Grupa Robocza podejmuje decyzje w drodze po- 
rozumienia. 

Artykut 14 

Rozstrzyganie sporöw 

1 . Spory dotyczgce interpretacji lub stosowania niniejszej 
Umowy bgdg rozstrzygane przez Wspölng Grupg Roboczg, o 
ktörej mowa w artykule 1 3. 

2. W przypadku, gdy postgpowanie zgodne z ustgpem 1 nie 
doprowadzi do porozumienia, spör bgdzie rozstrzygany na dro- 
dze dyplomatycznej. 

Artykut 15 

Zmiany Zatgczniköw 

Zatgcznik 1 i Zatgcznik 2 do niniejszej Umowy mogg byc zmie- 
nione w drodze pisemnego porozumienia ministröw wtasciwych 
do spraw transportu Umawiajgcych sig Stron. 
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Artikel 16 

Inkrafttreten und Geltungsdauer des Abkommens 

(1) Dieses Abkommen tritt an dem Tag in Kraft, an dem die 
Vertragsparteien einander notifiziert haben, dass die innerstaat- 
lichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind. Maßge- 
bend ist der Tag des Eingangs der letzten Notifikation. 

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlos- 
sen. Es kann im Wege der Notifikation von jeder Vertragspartei 
gekündigt werden. In diesem Fall tritt das Abkommen nach Ab- 
lauf von zwölf Monaten ab dem Tag des Erhalts der Kündigungs- 
note durch die andere Vertragspartei außer Kraft. 

Geschehen zu Berlin am 14. November 201 2 in zwei Urschrif- 
ten, jede in deutscher und polnischer Sprache, wobei jeder Wort- 
laut gleichermaßen verbindlich ist. 


Artykutie 

Wejscie w zycie i okres obowi^zywania Umowy 

1 . Umowa niniejsza wejdzie w zycie w dniu, w ktörym Uma- 
wiajqce sig Strony powiadomig sig w drodze wymiany not, ze 
spetnione zostaty wymogi wewngtrzne niezbgdne dia jej wejscia 
w zycie. Decyduje dzieri otrzymania ostatniej noty. 

2. Umowa niniejsza zawarta jest na czas nieokreslony. Moze 
byc wypowiedziana w drodze notyfikacji przez kazd^ z Umawia- 
jqcych sig Stron. W takim przypadku Umowa utraci moc po upty- 
wie dwunastu miesigcy od dnia otrzymania przez drug^ Uma- 
wiajqc^ sip Stronp noty wypowiadajgcej. 

Sporz^dzono w Berlinie dnia 14 listopada 2012 roku, w dwöch 
egzemplarzach, kazdy w jpzykach poiskim i niemieckim, przy 
czym obydwa teksty posiadaj^ jednakowg moc. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
W imieniu Republik! Federalnej Niemiec 

Cornelia Pieper 
Peter Ramsauer 

Für die Republik Polen 
W imieniu Rzeczypospolitej Polskiej 

Sfawomir Nowak 
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Anlage 1 
zum Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 

über die Zusammenarbeit im Bereich des Eisenbahnverkehrs 
über die deutsch-polnische Staatsgrenze 


Verzeichnis der Grenzbetriebsstrecken zwischen der Bundesrepubiik Deutschiand und der 
Repubiik Polen gemäß Artikel 8 Absatz 1 : 


Grenzbetriebsstrecken 
(zwischen den Systemwechselbahnhöfen) 

Hoheitsgebiet 

der Bundesrepublik Deutschland 

DE: 

der Republik Polen 

PL: 

Systemwechsel- 

bahnhof 

(km) 

[Strecken-Nr.] 

Staatsgrenze 

Systemwechsel- 

bahnhof 

(km) 

[Strecken-Nr.] 

DE: 

PL: 

(km) 

[Strecken-Nr.] 

(km) 

[Strecken-Nr.] 

(1) Strecke Ahlbeck - Swinemünde (Swinoujscie) 

Die Strecke Ahlbeck - Staatsgrenze - Swinemünde (Swinoujscie) ist nicht mit dem 
Eisenbahnnetz der Republik Polen verbunden und ist für den lokalen Personenverkehr 
im Bereich der Insel Usedom vorgesehen. 

(2) Strecke Löcknitz - Stettin (Szczecin) 

Löcknitz 
(DE: km 25,395) 

[DE: Nr. 6327] 

(DE: km 13,194) 

[DE: Nr. 6327] 

(PL: km 13,194) 

[PL: Nr. 408] 

Stettin Hauptbahn- 
hof (Szczecin 

Gtöwny) 

(nur Personen- 
verkehr) 

(PL: km 355,764) 

[PL: Nr. 273] 

Löcknitz 
(DE: km 25,395) 

[DE: Nr. 6327] 

(DE: km 13,194) 

[DE: Nr. 6327] 

(PL: km 13,194) 

[PL: Nr. 408] 

Stettin Scheune 
(Szczecin 

Gumiehce) 

(PL: km 4,045) 

[PL: Nr. 408] 

(3) Strecke Tantow - Stettin (Szczecin) 

Tantow 

(DE: km 110,095) 

[DE: Nr. 6328] 

(DE: km 119,585) 

[DE: Nr. 6328] 

(PL: km 10,069) 

[PL: Nr. 409] 

Stettin Hauptbahn- 
hof (Szczecin 

Gtöwny) 

(nur Personen- 
verkehr) 

(PL: km 355,764) 

[PL: Nr. 273] 

Tantow 

(DE: km 110,095) 

[DE: Nr. 6328] 

(DE: km 119,585) 

[DE: Nr. 6328] 

(PL: km 10,069) 

[PL: Nr. 409] 

Stettin Scheune 
(Szczecin 

Gumiehce) 

(PL: km 1,119) 

[PL: Nr. 851] 

(4) Strecke Küstrin-Kietz - Küstrin (Kostrzyn) 

Küstrin-Kietz 
(DE: km 79,951) 

[DE: Nr. 6078] 

(DE: km 82,856) 

[DE: Nr. 6078] 

(PL: km 342,453) 

[PL: Nr. 203] 

Küstrin (Kostrzyn) 

(PL: km 338,748) 

[PL: Nr. 203] 
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(5) Strecke Frankfurt (Oder) - Reppen (Rzepin) 

Frankfurt (Oder) 
Personenbahnhof 
(DE: km 82,180) 

(DE: km 82,235) 

(DE: km 151,660) 

(DE: km 80,105) 

(DE: km 130,071) 

[DE: Nr. 6155] 

(DE: km 3,942) 

[DE: Nr. 6155] 

(PL: km 478,098) 

[PL: Nr. 3] 

Reppen (Rzepin) 

(PL: km 460,120) 

[PL: Nr. 3] 

(PL: km 4,962) 

[PL: Nr. 821] 

Oderbrücke 
(DE: km 1 ,660) 

(DE: km 1 ,626) 

[DE: Nr. 6155] 

(DE: km 3,942) 

[DE: Nr. 6155] 

(PL: km 478,098) 

[PL: Nr. 3] 

Reppen (Rzepin) 

(PL: km 460,120) 

[PL: Nr. 3] 

(PL: km 4,962) 

(PL: Nr. 821) 

(6) Strecke Guben - Guben (Gubin) 

Guben 

(DE: km 127,760) 

(DE: km 21 0,41 4) 

[DE: Nr. 6206] 

(DE: km 1 ,640) 

[DE: Nr. 6206] 

(PL: km 94,257) 

[PL: Nr. 358] 

Guben (Gubin) 

(PL: km 92,009) 

[PL: Nr. 358] 

(7) Strecke Forst - Teuplitz (Tuplice) 

Forst 

(DE: km 20,872) 

[DE: Nr. 6205] 

(DE: km 23,720) 

[DE: Nr. 6205] 

(PL: km 389,080) 

[PL: Nr. 14] 

Teuplitz (Tuplice) 

(PL: km 373,848) 

[PL: Nr. 14] 

(8) Strecke Horka - Kohlfurt (W^gliniec) 

Horka Güterbahnhof 
(DE: km 22,190) 

(DE: km 0,275) 

[DE: Nr. 6207] 

(DE: km 13,424) 

[DE: Nr. 6207] 

(PL: km 13,424) 

[PL: Nr. 295] 

Kohlfurt (Wggliniec) 
(PL: km 0,522) 

[PL: Nr. 295] 

(9) Strecke Görlitz - Görlitz-Moys (Zgorzelec) 

Görlitz 

(DE: km 1 ,575) 

(DE: km 208,480) 

(DE: km 206,956) 

[DE: Nr. 6211] 

(DE: km 251,770) 

[DE: Nr. 6211] 

(PL: km 202,535) 

[PL: Nr. 274] 

Görlitz-Moys 

(Zgorzelec) 

(PL: km 200,970) 

[PL: Nr. 274] 

(PL: km 26,100) 

(PL: Nr. 278) 


Bezeichnungen: 

(DE: km ...) Kilometrierung (It. DB Netz AG) im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland 
(PL: km ...) Kilometrierung (It. PKP PLK S.A.) im Hoheitsgebiet der Republik Polen 

(DE: Nr. ...) Strecken-Nr. (It. DB Netz AG) im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland 
(PL: Nr. ...) Strecken-Nr. (It. PKP PLK S.A.) im Hoheitsgebiet der Republik Polen 
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Anlage 2 
zum Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 

über die Zusammenarbeit im Bereich des Eisenbahnverkehrs 
über die deutsch-polnische Staatsgrenze 


Verzeichnis der Abschnitte der Eisenbahnstrecken des erieichterten Durchgangsverkehrs 
gemäß Artikel 9 Absatz 2: 


Durchgangsstrecke 
zwischen 
den Bahnhöfen 

Streckenabschnitt 

Hoheitsgebiet 

(km) 

[Strecken-Nr.] 

(ab km ... bis km ...) 
[Strecken-Nr.] 

DE - Bundesrepublik 
Deutschland 

PL - Republik Polen 

Hagenwerder - 
(DE: km 23,6) 

[DE: Nr. 6589] 

Hagenwerder - 
(DE: km 23,6) 

- Staatsgrenze 
(DE: km 20,958) 

[DE: Nr. 6589] 

{Gesamtabschnitt: 

DE: km 23,6-20,958) 

DE 


- Staatsgrenze 
(PL: km 0,689) 

[PL: Nr. 324] 

- Bahnhof Reutnitz (Rgczyn) (Abzweig) 

(PL: km 0,000/km 14,400) 

[PL: Nr. 324/Nr. 290] 

- Bahnhof Ostritz (Krzewina Zgorzelecka) 
(PL: km 1 7,5) 

[PL: Nr. 290] 

- Staatsgrenze 
(PL: km 24,674) 

[PL: Nr. 290] 

{Gesamtabschnitt: 

PL: km 0,689-0,000 / 
km 14,400-24,674) 

PL 


- Staatsgrenze 
(DE: km 10,027) 

[DE: Nr. 6589] 

- Bereich Rosenthal 

- Staatsgrenze 
(DE: km 9,768) 

[DE: Nr. 6589] 

{Gesamtabschnitt: 

DE: km 10,027-9,768) 

DE 


- Staatsgrenze 
(PL: km 24,930) 

[PL: Nr. 786] 

- Rohnau (Trzciniec Zgorzelecki) 
(Abzweigstelle) 

(PL: km 26,100/km 0,000) 

[PL: Nr. 786/Nr. 348] 

- Staatsgrenze 
(PL: km 0,200) 

[PL: Nr. 348] 

{Gesamtabschnitt: 

PL: km 24,930-26,100/ 
km 0,000-0,200) 

PL 
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- Hirschfelde 

- Staatsgrenze 


(DE: km 7,1) 

(DE: km 8,377) 


[DE: Nr. 6589] 

[DE: Nr. 6589] 



- Hirschfelde 

DE 


(DE: km 7,100) 

[DE: Nr. 6589] 



(Gesamtabschnitt: 

DE: km 8,377-7,100) 



Bezeichnungen: 

(DE: km ...) Kilometrierung (It. DB Netz AG) im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland 
(PL: km ...) Kilometrierung (It. PKP PLK S.A.) im Hoheitsgebiet der Republik Polen 


(DE: Nr. ...) Strecken-Nr. (It. DB Netz AG) im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland 
(PL: Nr. ...) Strecken-Nr. (It. PKP PLK S.A.) im Hoheitsgebiet der Republik Polen 
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Zatqcznik 1 
do Umowy 

mi^dzy Republik^ Federaln^ Niemiec 
a Rzecz^pospolit^ Polsk^ 
o wspötpracy w dziedzinie komunikacji kolejowej 
przez polsko-niemieck^ granic^ panstwow^ 


Wykaz odcinköw eksploatowanych w ruchu granicznym migdzy Rzeczgpospolitg Polskg 
a Republik^ Federaing Niemiec zgodnie z artykutem 8 ustgp 1 : 


Odcinki eksploatowane w ruchu granicznym 
(migdzy stacjami zmiany systemu) 

Terytorium pahstwowe 

Rzeczypospolitej Polskiej 

PL: 

Republiki Federalne] Niemiec 

DE: 

Stacja zmiany 
systemu 

Granica panstwa 

Stacja zmiany 
systemu 

PL: 

DE: 

(km) 

[Nr linii] 

(km) 

[Nr linii] 

(km) 

[Nr linii] 

(km) 

[Nr linii] 

1) Odcinek Swinoujscie -Ahlbeck 

Odcinek Swinoujscie - granica paiistwa - Ahlbeck nie jest potgczony z siecig kolejowg 
Rzeczypospolitej Polskiej i jest przeznaczony dia lokalnego ruchu pasazerskiego w ob- 
rgbie Wyspy Uznam. 

2) Odcinki Szczecin - Löcknitz 

Szczecin Gtöwny 
(wytgcznie dIa ruchu 
pasazerskiego) 

(PL: km 355,764) 
[PL: Nr 273] 

(PL: km 13,194) 
[PL: Nr 408] 

(DE: km 13,194) 
[DE: Nr 6327] 

Löcknitz 
(DE: km 25,395) 
[DE: Nr 6327] 

Szczecin Gumiehce 
(PL: km 4,045) 

[PL: Nr 408] 

(PL: km 13,194) 
[PL: Nr 408] 

(DE: km 13,194) 
[DE: Nr 6327] 

Löcknitz 
(DE: km 25,395) 
[DE: Nr 6327] 

3) Odcinki Szczecin -Tantow 

Szczecin Gtöwny 
(wytgcznie dia ruchu 
pasazerskiego) 

(PL: km 355,764) 
[PL: Nr 273] 

(PL: km 10,069) 
[PL: Nr 409] 

(DE: km 119,585) 
[DE: Nr 6328] 

Tantow 

(DE: km 110,095) 
[DE: Nr 6328] 

Szczecin Gumience 
(PL: km 1,119) 

[PL: Nr 851] 

(PL: km 10,069) 
[PL: Nr 409] 

(DE: km 119,585) 
[DE: Nr 6328] 

Tantow 

(DE: km 110,095) 
[DE: Nr 6328] 

4) Odcinek Kostrzyn - Küstrin-Kietz 

Kostrzyn 
(PL: km 338,748) 
[PL: Nr 203] 

(PL: km 342,453) 
[PL: Nr 203] 

(DE: km 82,856) 
[DE: Nr 6078] 

Küstrin- Kietz 
(DE: km 79,951) 
[DE: Nr 6078] 
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5) Odcinki Rzepin - Frankfurt (Oder) 

Rzepin 

(PL: km 460,120) 
[PL: Nr 3] 

(PL: km 4,962) 

[PL: Nr 821] 

(PL: km 478,098) 
[PL: Nr 3] 

(DE: km 3,942) 

[DE: Nr 61 55] 

Frankfurt (Oder) 
Personenbahnhof 
(DE: km 82,180) 
(DE: km 82.235) 
(DE: 151,660) 

(DE: 80,105) 

(DE: 130,071) 

[DE: Nr 61 55] 

Rzepin 

(PL: km 460,120) 
[PL: Nr 3] 

(PL: km 4,962) 

[PL: Nr 821] 

(PL: km 478,098) 
[PL: Nr 3] 

(DE: km 3,942) 

[DE: Nr 6155] 

Oderbrücke 
(DE: km 1,660) 

(DE: km 1,626) 

[DE: Nr 61 55] 

6) Odcinek Gubin - Guben 

Gubin 

(PL: km 92,009) 
[PL: Nr 358] 

(PL: km 94,257) 
[PL: Nr 358] 

(DE: km 1 ,640) 

[DE: Nr 6206] 

Guben 

(DE: km 127,760) 
(DE: 210,414) 

[DE: Nr 6206] 

7) Odcinek Tupiice - Forst 

Tupiice 

(PL: km 373,848) 
[PL: Nr 14] 

(PL: km 389,080) 
[PL: Nr 14] 

(DE: km 23,720) 
[DE: Nr 6205] 

Forst 

(DE: km 20,872) 
[DE: Nr 6205] 

8) Odcinek Wpgiiniec - Florka 

Wpgiiniec 
(PL: km 0,522) 

[PL: Nr 295] 

(PL: km 13,424) 
[PL: Nr 295] 

(DE: km 13,424) 
[DE: Nr 6207] 

Horka Güterbahnhof 
(DE: km 22,190) 
(DE: 0,275) 

[DE: Nr 6207] 

9) Odcinek Zgorzelec - Göriitz 

Zgorzeiec 
(PL: km 200,970) 
[PL: Nr 274] 

(PL: km 26,100) 
[PL: Nr 278] 

(PL: km 202,535) 
[PL: Nr 274] 

(DE: km 251,770) 
[DE: Nr 6211] 

Göriitz 

(DE: km 1 ,575) 

(DE : km 208,480) 
(DE : km 206,956) 

[DE: Nr 6211] 



Oznaczenia: 

(PL: km ) - kilometraz (wg. PKP PLK S.A. ) na terytorium Rzeczypospolitej Polskiej; 

(DE: km ) - kilometraz (wg. DB Netz AG) na terytorium Republik! Federalnej Niemiec; 

[PL: Nr ] - nr linii (wg. PKP PLK S.A. ) na terytorium Rzeczypospolitej Polskiej: 

[DE: Nr ] - nr linii (wg. DB Netz AG ) na terytorium Republiki Federalnej Niemiec. 
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Zatqcznik 2 
do Umowy 

mi^dzy Republik^ Federaln^ Niemiec 
a Rzecz^pospolit^ Polsk^ 
o wspötpracy w dziedzinie komunikacji kolejowej 
przez polsko - niemieck^ granic? panstwow^ 


Wykaz odcinköw linii kolejowych, na ktörych odbywa si§ tranzyt uprzywilejowany zgod- 
nie z artykutem 9 ustgp 2: 


Linia tranzytowa 
mipdzy stacjami 

(km) 

{Nr linii] 

Odcinek linii 

(od km ... do km ...) 

[Nr linii] 

Terytorium 

paristwowe 

PL - Rzeczpospolita 
Polska 

DE- Republika Fede- 
ralna Niemiec 

Hagenwerder - 
(DE: km 23,6) 

[DE: Nr 6589] 

Hagenwerder - 
(DE: km 23,6) 

- granica paristwa 
(DE: km 20,958) 

[DE: Nr 6589] 

(Ogötem odcinek: 

DE: km 23,6 - 20,958) 

DE 


- granica paristwa 
(PL: km 0,689) 

[PL: Nr 324] 

- stac]a Rgczyn (odgatgzienie) 

(PL: km 0,000/km 14,400) 

[PL: Nr 324/ Nr 290] 

- stac]a Krzewina Zgorzelecka 
(PL: km 1 7,5) 

[PL: Nr 290) 

- granica paristwa - 
(PL: km 24,674) 

[PL: Nr 290] 

(Ogötem odcinek: 

PL: km 0,689 - 0,000/ 
km 14,400-24,674) 

PL 


- granica paristwa 
(DE: km 10,027) 

[DE: Nr 6589] 

- obszar Rosenthal 

- granica paristwa - 
(DE: km 9,768) 

[DE: Nr 6589] 

(Ogötem odcinek: 

DE: km 10,027-9,768) 

DE 


- granica paristwa 
(PL: km 24,930) 

[PL: Nr 786] 

- Trzciniec Zgorzelecki (punkt odgatgzny) 
(PL: km 26,100/km 0,000) 

[PL: Nr 786/ Nr 348] 

- granica paristwa - 
(PL: km 0,200) 

[PL: Nr 348] 

(Ogötem odcinek: 

PL: km 24,930-26,100/ 
km 0,000 - 0,200) 

PL 
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- Hirschfelde 

- granica paristwa 


(DE; km 7,1) 

(DE: km 8,377) 


[DE: Nr 6589] 

[DE: Nr 6589] 



- Hirschfelde 

DE 


(DE: km 7,100) 

[DE: Nr 6589] 



(Ogötem odcinek: 

DE: km 8,377-7,100) 



Oznaczenia: 

(PL: km ) - kilometraz (wg. PKP PLK SA ) na terytorium Rzeczypospolitej Polskiej; 

(DE: km ) - kilometraz (wg. DB Netz AG) na terytorium Republik! Federalnej Niemiec; 

[PL: Nr ] - nr linil (wg. PKP PLK S.A. ) na terytorium Rzeczypospolitej Polskiej: 

[DE: Nr ] - nr linil (wg. DB Netz AG) na terytorium Republik! Federalnej Niemiec. 
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Denkschrift 

A. Allgemeines 

Am 1 4. November 201 2 wurde das Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen 
über die Zusammenarbeit im Bereich des Eisenbahn- 
verkehrs über die deutsch-polnische Staatsgrenze in 
Berlin unterzeichnet. Das Abkommen sieht Regelungen 
zur Förderung und Verbesserung der Zusammenarbeit 
zwischen den für den grenzüberschreitenden Eisenbahn- 
verkehr zuständigen Regulierungsbehörden, Sicherheits-/ 
Unfalluntersuchungsbehörden, regionalen Aufgabenträ- 
gern und EisenbahnverkehrsunternehmenZ-infrastruktur- 
unternehmen vor. Es enthält ferner Vereinfachungen für 
die Eisenbahnverkehrsunternehmen im grenznahen 
Bereich wie die Festlegung von Grenzbetriebsstrecken 
und von Strecken des erleichterten Eisenbahndurch- 
gangsverkehrs. Darüber hinaus enthält das Abkommen 
Regelungen zu Grenzkontrollen für den Fall, dass die 
Schengen-Regeln außer Kraft treten. 

B. Besonderes 
Zu Artikel 1 

Dieser Artikel nennt als Ziele des Abkommens die Erleich- 
terung und die Verbesserung des grenzüberschreitenden 
Eisenbahnverkehrs. 

Zu Artikel 2 

Absatz 1 erläutert den Gegenstand des Abkommens. 
Hierzu zählen insbesondere Maßnahmen zur Verkehrs- 
erleichterung, zur Förderung und Verstärkung der Zusam- 
menarbeit der am Grenzübertritt Beteiligten und zur 
Ermöglichung des erleichterten Durchgangsverkehrs. 

Absatz 2 stellt klar, dass das Abkommen keine An- 
wendung auf den auf polnischem Staatsgebiet verlaufen- 
den Abschnitt der Strecke Zittau-Grottau (Hradek nad 
Nisou) (Tschechische Republik) findet. Der auf polnischem 
Staatsgebiet befindliche Teil dieser Strecke ist ungefähr 
drei Kilometer lang, wobei kein Haltepunkt auf polni- 
schem Staatsgebiet und auch kein Anschluss an das 
übrige Eisenbahnnetz in der Republik Polen besteht. 

Absatz 3 nimmt Bezug auf ein Abkommen vom 
25. November 1971 zwischen der Regierung der Deut- 
schen Demokratischen Republik und der Regierung der 
Volksrepublik Polen, das mit der Herstellung der Deut- 
schen Einheit am 3. Oktober 1990 erloschen ist. Dieses 
Abkommen sah Erleichterungen lediglich für die damals 
existierenden Staatsbahnen vor. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel erläutert die im Abkommen verwendeten 
Begriffe. 

Zu Artikel 4 

Absatz 1 regelt im Detail die Zusammenarbeit und 
Zuständigkeit der Eisenbahnaufsichtsbehörden. 

Absatz 2 beschreibt die Zusammenarbeit der Eisen- 
bahnaufsichtsbehörden zur Förderung des grenzüber- 
schreitenden Eisenbahnverkehrs und des erleichterten 
Durchgangsverkehrs, Maßnahmen zur Verbesserung der 


Sicherheit, der Interoperabilität, der gegenseitigen Zulas- 
sung von Fahrzeugen und Triebfahrzeugführern, des 
diskriminierungsfreien Netzzugangs sowie des Schutzes 
der Fahrgastrechte. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel regelt die Zusammenarbeit im Eisenbahn- 
verkehr über die gemeinsame Staatsgrenze mit regionaler 
und lokaler Bedeutung und verweist auf die Möglichkeit, 
dass die zuständigen regionalen und lokalen Stellen 
der Vertragsparteien, d. h. die Aufgabenträger, ent- 
sprechende Vereinbarungen gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 schließen können. 

Zu Artikel 6 

Dieser Artikel erlaubt den Betreibern der Infrastruktur in 
beiden Ländern spezielle Vereinbarungen zu schließen, 
z. B. zur Ermöglichung der Interoperabilität und Verbin- 
dung der Eisenbahnnetze, zur Zusammenarbeit bei der 
Vergabe von Zugtrassen, zu Einzelheiten des Betriebs auf 
den Grenzbetriebsstrecken und beim erleichterten Durch- 
gangsverkehr sowie zur Vorgehensweise bei Eisenbahn- 
unfällen und anderen Störungen. 

Zu Artikel 7 

Absatz 1 betrifft die Befugnisse der Eisenbahnunter- 
nehmen zur Durchführung des grenzüberschreitenden 
Eisenbahnverkehrs. 

Absatz 2 regelt die Zusammenarbeit der Eisenbahn- 
unternehmen und ermöglicht es diesen, zusätzliche 
Durchführungsvereinbarungen zur Verbesserung des 
grenzüberschreitenden Verkehrs, der Zusammenarbeit 
bei Unfällen und Störungen sowie des Betriebs auf den 
Grenzbetriebsstrecken zu schließen. 

Zu Artikel 8 

Absatz 1 bestimmt die in Anlage 1 noch einmal genau 
definierten Grenzbetriebsstrecken, auf denen hauptsäch- 
lich die Erleichterungen für den grenzüberschreitenden 
Eisenbahnverkehr zur Anwendung gelangen. 

Absatz 2 ist von besonderer Bedeutung, da hierdurch 
den Vertragsparteien auf den Grenzbetriebsstrecken 
ermöglicht wird, über die Vorgaben des EU-Rechts 
hinaus, das jeweilige Recht der anderen Vertragspartei 
anzuwenden. Konkret bedeutet dies die Möglichkeit, 
dass auf den Grenzbetriebsstrecken der Eisenbahn- 
verkehr nach den Regeln des Herkunftslandes erfolgen 
kann, d. h. z. B., dass auf spezielle Erlaubnisse für Fahr- 
zeuge und Triebfahrzeugführer verzichtet werden kann. 

Zu Artikel 9 

Absatz 1 regelt in Verbindung mit der Definition in Ar- 
tikel 3 Buchstabe g den erleichterten Durchgangsverkehr. 
Dies betrifft Eisenbahnverkehre, die in einem Gebiet einer 
Vertragspartei beginnen, das Gebiet der anderen Ver- 
tragspartei („Gebietszipfel“) durchqueren und somit wie- 
der auf dem Gebiet der ursprünglichen Vertragspartei 
weitergeführt werden bzw. enden. Konkret tritt dieses 
Phänomen zwischen Deutschland und Polen mehrfach im 
Neißetal auf. In diesem Fall kommt das Recht der Ver- 
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tragspartei zur Anwendung, in deren Hoheitsgebiet die 
Beförderung beginnt und endet; ausgenommen hiervon 
ist das jeweils geltende nationale Steuerrecht. Zusätzlich 
wird geregelt, dass das Doppelbesteuerungsabkommen 
zwischen beiden Ländern vom 14. Mai 2003 (BGBl. 
2004 II S. 1304, 1305) unberührt bleibt. 

Absatz 2 definiert in Verbindung mit der Anlage 2 des 
Abkommens exakt die Strecken des erleichterten Durch- 
gangsverkehrs. 

Absatz 3 regelt die Möglichkeit, den erleichterten 
Durchgangsverkehr zeitweise insgesamt oder teilweise 
einzustellen. 

Absatz 4 bestimmt, dass die detaillierten Grundsätze 
des erleichterten Durchgangsverkehrs zwischen den 
Betreibern der Infrastruktur geregelt werden können. 

Zu Artikel 10 

Dieser Artikel regelt den Fall der vorübergehenden Wie- 
dereinführung von Grenzkontrollen nach Maßgabe der 
Verordnung (EG) Nr. 562/2006 (Schengener Grenzkodex). 

In diesem Fall können gemäß Buchstabe a die Eisen- 
bahnunternehmen und die Betreiber der Infrastruktur die 
Aufenthaltszeit der Züge in Abhängigkeit von den Erfor- 
dernissen der Grenzabfertigung regeln. 

Gemäß Buchstabe b Ist es den Reisenden Im erleich- 
terten Durchgangsverkehr In Fällen der Anordnung eines 
Grenzübergangszwangs nicht gestattet, ein- und auszu- 
steigen. Den Eisenbahnunternehmen obliegt zudem die 
Pflicht, Zuwiderhandlungen entgegenzuwirken und ggf. 
die Grenzbehörden zu verständigen. 

Buchstabe c bestimmt zudem, dass bei einem unvor- 
hergesehen Halt umgehend die Grenzbehörden zu Infor- 
mieren sind. 

Ergänzend zu dieser Regelung wurde zwischen den In- 
nenministerien beider Länder folgende Interpretationser- 
klärung vereinbart und diesem Abkommen nochmals als 
Protokollnotiz beigefügt: 

„Die Republik Polen und die Bundesrepublik Deutschland sind 
sich einig, dass das Abkommen zwischen der Republik Polen 
und der Bundesrepublik Deutschland über Erleichterungen der 
Grenzabfertigung vom 29. Juli 1992 weiterhin in Kraft bleibt. 
Im Fall der vorübergehenden Wiedereinführung von Grenz- 
kontrollen an den Binnengrenzen gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. März 2006 über einen Gemeinschaftskodex für das 
Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener 
Grenzkodex) wird das Abkommen angewendet, bis es durch 


entsprechende Regelungen eines neuen Abkommens ersetzt 
wird (polnisch-deutsches Abkommen über die Zusammen- 
arbeit der Polizeibehörden).“ 

Zu Artikel 1 1 

Dieser Artikel regelt den Aufenthalt und die Rücknahme 
von natürlichen Personen, die Dienstleistungen im Eisen- 
bahnverkehr erbringen und von Mitarbeitern der Eisen- 
bahnunternehmen und der Betreiber der Infrastruktur. 
Hier findet das im Hoheitsgebiet der zuständigen Ver- 
tragspartei geltende Aufenthaltsrecht sowie die Bestim- 
mungen des Rücknahmeübereinkommens vom 29. März 
1991 Anwendung. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel enthält die einschlägigen Bestimmungen 
über den Datenschutz. 

Zu Artikel 13 

Absatz 1 regelt die Einrichtung und Zusammensetzung 
einer Gemeinsamen Arbeitsgruppe zur Klärung von 
Fragen zur Auslegung, Anwendung und Änderungen des 
Abkommens und der Anlagen. 

Die Absätze 2, 3 und 4 regeln den Vorsitz der Ar- 
beitsgruppe, deren Einberufung und die Entscheidungs- 
findung. 

Zu Artikel 14 

Absatz 1 verweist zur Lösung von Meinungsverschie- 
denheiten auf die Gemeinsame Arbeitsgruppe. 

Absatz 2 verweist bei deren Scheitern auf den diplo- 
matischen Weg. 

Zu Artikel 15 

Dieser Artikel beschreibt Möglichkeiten zur Änderung der 
beiden Anlagen durch schriftliche Vereinbarung der für 
den Verkehr zuständigen Minister der Vertragsparteien. 

Zu Artikel 16 

Absatz 1 enthält die Ratifikationsersatzklausel und 
regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Abkommens. 

Absatz 2 legt die Gültigkeit des Abkommens auf 
unbestimmte Zeit fest und sieht die Möglichkeit der ein- 
seitigen schriftlichen Kündigung vor. 
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